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Zweites Gesetz zur Änderung des Thüringer Lehrerbildungsgesetzes 
Vom 20. Dezember 2023

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Das Thüringer Lehrerbildungsgesetz vom 12. März 2008 
(GVBI. S. 45), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21. De-
zember 2020 (GVBI. S. 683), wird wie folgt geändert:

1.	 § 12 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

"Das Studium für das Lehramt an Regelschulen um-
fasst einen lehramtsbezogenen Studiengang oder einen 
Lehramtsstudiengang im Umfang von 300 Leistungs-
punkten, wobei 30 Leistungspunkte auf schulpraktische 
Studien nach § 16 Abs. 1 entfallen."

2.	 Dem § 38 werden folgende Absätze 6 und 7 angefügt:

"(6) Lehramtsstudierende der Friedrich-Schiller-Univer-
sität Jena, die ihr Studium nach den Studienordnungen 
der Friedrich-Schiller-Universität Jena begonnen haben 
und die zur Ersten Staatsprüfung nach den Bestimmun-
gen der Thüringer Verordnung über die Fächer und die 
Erste Staatsprüfung für das Lehramt an Regelschulen 
vom 9. Dezember 2008 (GVBI. S. 484), zuletzt geän-
dert durch Artikel 3 der Verordnung vom 6. Dezember 
2017 (GVBI. S. 294), zugelassen worden sind, denen 
die Regelungen des § 12 Abs. 1 Satz 1 des Thüringer 
Lehrerbildungsgesetzes in der Fassung vom 12. März 
2008 (GVBI. S. 45), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
21. Dezember 2020 zugrunde lagen, legen die Erste 
Staatsprüfung für das Lehramt an Regelschulen nach 
den Bestimmungen der Thüringer Verordnung über die 
Fächer und die Erste Staatsprüfung für das Lehramt an 
Regelschulen vom 9. Dezember 2008 (GVBI. S. 484), 

zuletzt geändert durch Artikel 3 der Verordnung vom 
6. Dezember 2017 (GVBI. S. 294), ab. Sie setzen ihr 
Lehramtsstudium nach den zu diesem Zeitpunkt gel-
tenden Studienordnungen fort.

(7) Lehramtsstudierende der Friedrich-Schiller-Univer-
sität Jena, die ihr Studium nach den Studienordnungen 
der Friedrich-Schiller-Universität Jena begonnen ha-
ben, denen die Regelungen des § 12 Abs. 1 Satz 1 des 
Thüringer Lehrerbildungsgesetzes in der Fassung vom 
12. März 2008 (GVBI. S. 45), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 21. Dezember 2020, zugrunde lagen und 
noch nicht zur Ersten Staatsprüfung für das Lehramt an 
Regelschulen zugelassen worden sind, legen die Erste 
Staatsprüfung nach den Bestimmungen der Thüringer 
Verordnung über die Fächer und die Erste Staatsprü-
fung für das Lehramt an Regelschulen vom 9. Dezem-
ber 2008 (GVBI. S 484), zuletzt geändert durch Arti-
kel 3 der Verordnung vom 6. Dezember 2017 (GVBI. 
S. 294), ab und setzen ihr Lehramtsstudium nach den 
zu diesem Zeitpunkt geltenden Studienordnungen fort, 
sofern sie nicht nach Maßgabe der von der Friedrich-
Schiller-Universität Jena in den Studienordnungen vor-
zusehenden Übergangsbestimmungen in den neuen 
Lehramtsstudiengang für das Lehramt an Regelschu-
len im Umfang von 300 Leistungspunkten gewechselt 
sind. Der Wechsel in diesen neuen Lehramtsstudien-
gang ist mit dem ersten Antrag auf Zulassung zur Ers-
ten Staatsprüfung für das Lehramt an Regelschulen 
dem Landesprüfungsamt mitzuteilen."

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am 31. Dezember 2023 in Kraft.

Erfurt, den 20. Dezember 2023 
Die Präsidentin des Landtags 

Birgit Pommer
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Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

In § 18 Abs. 3 Satz 1 der Thüringer Landeshaushaltsord-
nung in der Fassung vom 19. September 2000 (GVBI. 
S. 282), die zuletzt durch das Gesetz vom 21. Dezember 

Viertes Gesetz zur Änderung der Thüringer Landeshaushaltsordnung 
Vom 20. Dezember 2023

Erfurt, den 20. Dezember 2023 
Die Präsidentin des Landtags 

Birgit Pommer

Erfurt, den 20. Dezember 2023 
Die Präsidentin des Landtags 

Birgit Pommer

Viertes Gesetz zur Änderung des  
Thüringer Energiekrise- und Corona-Pandemie-Hilfefondsgesetzes 

Vom 20. Dezember 2023

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

In § 9 des Thüringer Energiekrise- und Corona-Pandemie-
Hilfefondsgesetzes vom 11. Juni 2020 (GVBI. S. 277), das 
zuletzt durch Gesetz vom 9. Mai 2023 (GVBI. S. 179) ge-

2020 (GVBI. S. 684) geändert worden ist, werden die Wor-
te "auf acht Jahre verbindlich festzulegen" durch die Wor-
te "auf 15 Jahre festzulegen" ersetzt.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.

ändert worden ist, wird die Angabe "mit Ablauf des 31. De-
zember 2025" durch die Angabe "mit Ablauf des 31. De-
zember 2024" ersetzt.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.
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Thüringer Gesetz 
über die Feststellung des Landeshaushaltsplans für das Haushaltsjahr 2024 

(Thüringer Haushaltsgesetz 2024 -ThürHhG 2024-) 
Vom 21. Dezember 2023

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1 
Feststellung des Landeshaushaltsplans

Der diesem Gesetz als Anlage beigefügte Landeshaus-
haltsplan wird in Einnahmen und Ausgaben für das Haus-
haltsjahr 2024 auf 13.543.780.600 Euro festgestellt.

§ 2 
Kreditermächtigungen und Haushaltsausgleich

(1) Das für Finanzen zuständige Ministerium wird er-
mächtigt, Kredite, die der Erneuerung der im Haus-
haltsjahr 2024 zu tilgenden Kredite dienen, in Höhe von 
1.015.000.000 Euro aufzunehmen. Es wird darüber hinaus 
ermächtigt, Kredite vorzeitig zu tilgen, soweit dies durch 
Kreditkündigungen oder zur Erlangung günstigerer Kre-
ditbedingungen erforderlich wird. Die Kreditermächtigung 
nach Satz 1 erhöht sich in Höhe der vorzeitig getilgten Be-
träge. Das für Finanzen zuständige Ministerium wird er-
mächtigt, über die Ermächtigung nach Satz 1 hinaus Kre-
dite bis zur Höhe von 500.000.000 Euro aufzunehmen, 
die der Erneuerung der im Haushaltsjahr 2024 zu tilgen-
den und im Haushaltsjahr 2023 aufgenommenen kurzfristi-
gen Kredite dienen, soweit diese wegen ihrer kurzfristigen 
Aufnahme und Unvorhersehbarkeit nicht im Kreditfinan-
zierungsplan des Haushaltsjahres nach Teil III der Anla-
ge enthalten sind. Über die erfolgte Kreditaufnahme nach 
Satz 4 unterrichtet das für Finanzen zuständige Ministeri-
um den Haushalts- und Finanzausschuss des Landtags.

(2) Der Haushaltsvollzug des Haushaltsjahres ist so zu 
gestalten, dass das kassenmäßige Jahresergebnis hin-
sichtlich der tatsächlich eingegangenen Einnahmen (Ist-
Einnahmen) und der tatsächlich geleisteten Ausgaben 
(Ist-Ausgaben) ausgeglichen ist. Zeichnet sich während 
des Haushaltsvollzugs des Haushaltsjahres ab, dass die 
Ist-Einnahmen die Ist-Ausgaben übersteigen, kann das 
für Finanzen zuständige Ministerium zur Herstellung des 
Ausgleichs von der Inanspruchnahme der Kreditermächti-
gung nach Absatz 1 absehen oder Mittel an eine allgemei-
ne Haushaltsausgleichsrücklage oder an eine allgemeine 
Rücklage für Investitionen zuführen. Eine Kombination der 
Maßnahmen ist möglich. Zeichnet sich während des Haus-
haltsvollzugs des Haushaltsjahres ab, dass die Ist-Ausga-
ben die Ist-Einnahmen übersteigen, kann das für Finan-
zen zuständige Ministerium zur Herstellung des Ausgleichs 
die erforderlichen Mittel aus den nach Satz 2 gebildeten 
Rücklagen dem Landeshaushalt zuführen. Aus den nach 
Satz 2 gebildeten Rücklagen können dem Landeshaushalt 
auch Mittel zugeführt werden, wenn und insoweit dies er-
forderlich ist, um als Deckungsmittel für in Anspruch ge-
nommene Ausgabereste aus Vorjahren im Sinne des § 45 
Abs. 3 Halbsatz 2 der Thüringer Landeshaushaltsordnung 
(ThürLHO) zu dienen.

(3) Das für Finanzen zuständige Ministerium wird ermäch-
tigt, zur Verstärkung der Betriebsmittel jeweils kurzfristige 
Kredite (Kassenkredite) bis zur Höhe von zwölf Prozent des 
in § 1 für das Haushaltsjahr festgestellten Betrags aufzu-
nehmen. Zusätzlich zu diesen Kassenkrediten darf es im 
Haushaltsjahr 2024 zur Deckung eines nicht vorhergese-
henen Liquiditätsbedarfs Termingeschäfte mit Kreditinsti-
tuten jeweils bis zu einem Betrag von 100.000.000 Euro 
abschließen.

(4) Der Zeitpunkt der Kreditaufnahme ist nach der Kas-
senlage, den jeweiligen Kapitalmarktverhältnissen und 
den gesamtwirtschaftlichen Erfordernissen zu bestimmen.

(5) Das für Finanzen zuständige Ministerium wird ermäch-
tigt, ab 1. Oktober 2024 im Vorgriff auf die Kreditermächti-
gung für Kredite, die der Erneuerung der im Haushaltsjahr 
2025 zu tilgenden Kredite dienen, Kredite bis zur Höhe von 
20 Prozent des in Absatz 1 Satz 1 für das Haushaltsjahr 
festgestellten Betrags aufzunehmen. Diese Kredite sind 
auf die entsprechende Kreditermächtigung des nächsten 
Haushaltsjahres anzurechnen.

(6) Die in § 18 Abs. 7 ThürLHO dem für Finanzen zustän-
digen Ministerium erteilte Ermächtigung wird dahin ge-
hend begrenzt, dass das Nominalvolumen aller ergän-
zenden Verträge 50 Prozent der Kreditmarktschulden am 
Ende des jeweils vorangegangenen Haushaltsjahres nicht 
übersteigen darf.

(7) Soweit die Kreditermächtigung nach Absatz 1 nicht in 
Anspruch genommen wird, kann sie durch das für Finan-
zen zuständige Ministerium über das Haushaltsjahr hi-
naus bis zum Ende des zweitnächsten Haushaltsjahres 
übertragen werden.

§ 3 
Deckungsfähigkeit

(1) Über die Regelungen des § 20 Abs. 1 Nr. 1 ThürLHO 
hinaus sind gegenseitig deckungsfähig:
1.	 innerhalb eines Einzelplans jeweils die Ausgaben der 

Hauptgruppe 4 mit Ausnahme der Titel der Obergrup-
pe 41 des Kapitels 01 01 untereinander und mit den 
Ausgaben der Titel der Gruppen 511, 525 und 527,

2.	 innerhalb eines Kapitels jeweils die Ausgaben der 
Hauptgruppe 5 mit Ausnahme der Titel der Gruppe 529.

Sofern Ausgabeansätze in Titelgruppen nach Satz 1 mit 
Deckungsmitteln verstärkt werden, stehen sie zur Deckung 
innerhalb der Titelgruppe nicht mehr zur Verfügung. Ausga-
beansätze, die innerhalb der Titelgruppe durch Deckungs-
mittel verstärkt werden, stehen zur Deckung nach Satz 1 
außerhalb der Titelgruppe nicht zur Verfügung.

(2) Die Ausgaben der Hauptgruppen 7 und 8 der Kapi-
tel 18 01 bis 18 25 sind gegenseitig deckungsfähig. Die 
festgesetzten Gesamtausgaben der jeweiligen Baumaß-
nahme sind grundsätzlich verbindlich. Die Ausgaben der 
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Hauptgruppe 5 der Kapitel 18 01 bis 18 25 sind gegensei-
tig deckungsfähig. 

(3) Die Ausgaben der Hauptgruppe 5 der Kapitel 16 02 bis 
16 20 sind gegenseitig deckungsfähig. Die Ausgaben der 
Hauptgruppe 8 der Kapitel 16 02 bis 16 20 sind gegensei-
tig deckungsfähig. 

(4) Innerhalb eines Kapitels sind die Ausgaben bei den Ti-
teln der Gruppe 811 zugunsten von Titeln der Gruppe 518 
einseitig deckungsfähig.

(5) Die Deckungsfähigkeit setzt voraus, dass zwischen den 
jeweiligen Ausgaben oder den jeweiligen Verpflichtungser-
mächtigungen ein verwaltungsmäßiger oder sachlicher Zu-
sammenhang besteht oder eine wirtschaftliche und sparsa-
me Verwendung gefördert wird. Die Deckungsfähigkeit ist 
ausgeschlossen, wenn ein Titel oder eine Verpflichtungs-
ermächtigung einer Verfügungsbeschränkung unterliegt.

§ 4 
Zweckgebundene Rücklagen

(1) Einnahmen, die aufgrund der bindenden Vorgabe Drit-
ter mit einer besonderen Zweckbestimmung versehen 
sind, werden zweckgebundenen Rücklagen zugeführt, so-
fern im Haushaltsjahr entsprechende Ausgaben nicht oder 
nicht in voller Höhe zur Erfüllung der Zweckbindung getä-
tigt werden können.

(2) Die Entnahme aus den Rücklagen erfolgt, 
1.	 wenn und insoweit dies erforderlich ist, um als De-

ckungsmittel für in Anspruch genommene Ausgaberes-
te aus Vorjahren im Sinne des § 45 Abs. 3 Halbsatz 2 
ThürLHO zu dienen,

2.	 wenn und insoweit dies erforderlich ist, um als De-
ckungsmittel für eine Rückzahlung einer zweckgebun-
denen Einnahme zu dienen, oder

3.	 sofern Ausgaben nach den Nummern 1 und 2 dauer-
haft nicht geleistet werden.

(3) Zuführungen zu und Entnahmen aus zweckgebunde-
nen Rücklagen in diesem Sinne bedürfen der Einwilligung 
des für Finanzen zuständigen Ministeriums.

§ 5 
Wirtschaftlichkeitsberechnungen, Finanzierungen

(1) Bei Investitionsvorhaben ist durch Kosten-Nutzen-Un-
tersuchungen, Markterkundungsverfahren oder dynami-
sche Wirtschaftlichkeitsberechnungen die wirtschaftlichs-
te Form der Errichtung, der Finanzierung und des Betriebs 
festzustellen und durchzuführen. Die Investitionsvorhaben 
sind durch Erfolgskontrollen zu begleiten und abzuschlie-
ßen. Beim Vergleich herkömmlicher Finanzierungsarten 
mit alternativen Finanzierungsmodellen sind neben den 
direkten geldlichen und unmittelbar messbaren Größen 
auch gesamtwirtschaftliche Faktoren zu berücksichtigen.

(2) Bei Bauinvestitionen kann das für Finanzen zustän-
dige Ministerium mit Einwilligung des Haushalts- und Fi-
nanzausschusses des Landtags nach Wirtschaftlichkeits-
untersuchungen nach Absatz 1 abweichend von den im 

Landeshaushaltsplan ausgebrachten Ausgabeansätzen 
und Verpflichtungsermächtigungen rechtliche Verpflich-
tungen für Projekte mit alternativen Finanzierungsformen 
zulassen.

§ 6 
Über- und außerplanmäßige Ausgaben 

und Verpflichtungsermächtigungen

(1) Der Betrag nach § 37 Abs. 1 Satz 4 ThürLHO wird auf 
4.000.000 Euro festgesetzt.

(2) Der Betrag für die nach § 37 Abs. 4 Halbsatz 1 Thür-
LHO dem Landtag vierteljährlich mitzuteilenden über- und 
außerplanmäßigen Ausgaben wird auf 50.000 Euro fest-
gesetzt.

(3) Für über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermäch-
tigungen nach § 38 Abs. 1 Satz 2 ThürLHO gilt Absatz 1 ent-
sprechend, wenn ein Jahresbetrag einer Verpflichtungser-
mächtigung den Betrag von 4.000.000 Euro überschreitet.

§ 7 
Personalwirtschaftliche Regelungen

(1) Das für Finanzen zuständige Ministerium wird er-
mächtigt, haushaltsmäßige Bestimmungen zu treffen, die 
aufgrund gesetzlicher Änderungen oder Änderungen im 
Tarifvertragsrecht erforderlich sind, insbesondere die Stel-
lenpläne und Stellenübersichten zu ergänzen.

(2) Das für Finanzen zuständige Ministerium wird ermäch-
tigt, Planstellen oder Stellen zu schaffen oder umzuwan-
deln, soweit und solange hierfür Mittel von dritter Stelle zur 
Verfügung gestellt werden.

(3) Das für Finanzen zuständige Ministerium wird ermäch-
tigt, für bislang außerhalb des Stellenplans geführte Lan-
desbedienstete oder Bedienstete von Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, soweit 
diese bisher aus dem Landeshaushalt finanziert werden, 
die Stellenpläne und Stellenübersichten zu ergänzen, so-
weit dies im Zusammenhang mit organisatorischen Maß-
nahmen steht und eine sparsame und wirtschaftliche Mit-
telverwendung sichergestellt ist.

(4) Das für Finanzen zuständige Ministerium wird ermäch-
tigt, die Stellenpläne und Stellenübersichten im Einzelplan 
08 Kapitel 08 14 anzupassen, soweit dies im Zusammen-
hang mit der Überleitung von Personal in die Landesein-
richtungen des Maßregelvollzugs im Zuge der Neuorgani-
sation des Maßregelvollzugs in Thüringen erforderlich ist.

(5) Eine Planstelle oder Stelle, die einen kw-Vermerk ohne 
Datumsangabe trägt, darf bei Freiwerden nicht wieder be-
setzt werden und fällt mit der Aufstellung des nächsten 
Haushaltsplans weg. Sind mehrere Planstellen oder Stel-
len der gleichen Wertigkeit vorhanden, darf die nächs-
te frei werdende Planstelle oder Stelle dieser Wertigkeit 
nicht wieder besetzt werden und fällt mit dem nächsten 
Haushalt weg.
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(6) Ausgaben für Abfindungen im Fall des freiwilligen Aus-
scheidens von Beamtinnen und Beamten sowie Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern im Rahmen der Umsetzung 
von Maßnahmen der Personaleinsparung können aus 
den vorhandenen Haushaltsansätzen für laufende Per-
sonalausgaben geleistet werden, wenn nach Umsetzung 
der konkreten Maßnahmen Stellen oder Planstellen in Ab-
gang gestellt werden.

§ 8 
Leerstellen, Abordnungen

(1) Bei einem bestehenden Personalbedarf kann eine Leer-
stelle in der bisherigen Besoldungsgruppe der Beamtin 
oder des Beamten ausgebracht werden, wenn
1.	 eine Beamtin oder ein Beamter für mindestens sechs 

Monate nach § 17 der Thüringer Urlaubsverordnung 
(ThürUrlVO) vom 29. November 2016 (GVBl. S. 574) 
in der jeweils geltenden Fassung Elternzeit in Anspruch 
nimmt und die Beamtin oder der Beamte keiner Teil-
zeitbeschäftigung nach § 17 Abs. 4 Satz 1 oder 2 Thür-
UrlVO nachgeht,

2.	 eine Beamtin oder ein Beamter mit Zustimmung ihrer 
oder seiner obersten Dienstbehörde mindestens sechs 
Monate zu einem anderen Dienstherrn abgeordnet wird 
und eine vollständige Erstattung der Dienstbezüge von 
einem anderen Dienstherrn gewährleistet ist,

3.	 eine Beamtin oder ein Beamter mit Zustimmung ihrer 
oder seiner obersten Dienstbehörde unter Wegfall der 
Dienstbezüge mindestens sechs Monate nach §  67 
Abs. 1 des Thüringer Beamtengesetzes (ThürBG) vom 
12. August 2014 (GVBl. S. 472) in der jeweils gelten-
den Fassung beurlaubt wird,

4.	 die Rechte und Pflichten einer Beamtin oder eines Be-
amten zur Ausübung eines Mandats in einer gesetzge-
benden Körperschaft ruhen,

5.	 eine Beamtin oder ein Beamter für mindestens sechs 
Monate nach § 68 Abs. 1 ThürBG ohne Dienstbezüge 
beurlaubt wird.

Hat die Beamtin oder der Beamte ein Amt inne, das der 
Besoldungsgruppe A 16 oder einer Besoldungsgrup-
pe der Besoldungsordnung B zugeordnet ist, bedarf die 
Ausbringung einer Leerstelle nach Satz 1 zusätzlich der 
Zustimmung des für Finanzen zuständigen Ministeriums. 
Satz 1 Nr. 2 gilt entsprechend für den Fall der Zuweisung 
einer Beamtin oder eines Beamten nach § 20 des Beam-
tenstatusgesetzes. 

(2) Die Ausbringung der Leerstelle kann über das laufende 
Haushaltsjahr hinaus bis zur Beendigung der der jeweiligen 
Ausbringung der Leerstelle zugrundeliegenden Maßnah-
me erfolgen. Spätestens mit Beendigung der der jeweili-
gen Ausbringung der Leerstelle zugrundeliegenden Maß-
nahme entfällt die Leerstelle. Spätestens zum Zeitpunkt 
der Wiederverwendung der auf der Leerstelle geführten 
Beamtin oder des auf der Leerstelle geführten Beamten 
in der Landesverwaltung ist diese oder dieser in eine freie 
Planstelle einzuweisen. Eine Besoldung aus der Leerstel-
le ist nicht möglich. Es ist durch die stellenbewirtschaften-
de Stelle daher sicherzustellen, dass zum Zeitpunkt des 
Wegfalls der Leerstelle eine entsprechende besetzbare 
Planstelle zur Verfügung steht. Bereits zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes ausgebrachte Leerstellen 

gelten bis zum Ende der der jeweiligen Ausbringung zu-
grundeliegenden Maßnahme weiterhin als ausgebracht.

(3) Soll eine Beamtin oder ein Beamter, für die oder den 
eine Leerstelle ausgebracht ist, während der Zeit der Beur-
laubung oder der Abordnung befördert werden, ist die Leer-
stelle in der entsprechenden Wertigkeit neu auszubringen. 

(4) Für eine Beamtin oder einen Beamten, die oder der 
zur Ableistung eines Teils der Probezeit außerhalb einer 
obersten Dienstbehörde abgeordnet wird, sind die Perso-
nalausgaben für die Dauer der Abordnung von der abord-
nenden Verwaltung weiterzuzahlen.

(5) Bei einem bestehenden Personalbedarf können ent-
sprechende Leerstellen ausgebracht werden, wenn Arbeit-
nehmerinnen oder Arbeitnehmer mit an Sicherheit gren-
zender Wahrscheinlichkeit noch mindestens sechs Monate 
aufgrund einer Erkrankung arbeitsunfähig sind und keine 
Ansprüche gegen das Land auf ein Entgelt im Krankheits-
fall bestehen. Satz 1 gilt auch für den Fall, dass Arbeitneh-
merinnen oder Arbeitnehmer aufgrund einer Erkrankung ar-
beitsunfähig sind und noch für mindestens sechs Monate 
eine volle oder teilweise Erwerbsminderungsrente als Ren-
te auf Zeit beziehen und die Arbeitsverhältnisse nach § 33 
Abs. 2 Satz 5 und 6 des Tarifvertrags für den öffentlichen 
Dienst der Länder vom 12. Oktober 2006 (StAnz. 2007 
Nr. 21 S. 883) in der jeweils geltenden Fassung ruhen. 
Absatz 2 gilt entsprechend. Bei einem außertariflichen 
Arbeitsverhältnis ab einer Vergütung vergleichbar mit der 
Besoldungsgruppe A 16 oder einer Besoldungsgruppe der 
Besoldungsordnung B bedarf die Ausbringung einer Leer-
stelle zusätzlich der Zustimmung des für Finanzen zustän-
digen Ministeriums. 

(6) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend für Richterin-
nen und Richter sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer. Die Zustimmung des für Finanzen zuständigen Minis-
teriums nach Absatz 1 Satz 2 ist ab der Besoldungsgruppe 
R 2 oder bei einem außertariflichen Arbeitsverhältnis ab 
einer Vergütung vergleichbar mit der Besoldungsgruppe 
A 16 oder einer Besoldungsgruppe der Besoldungsord-
nung B erforderlich. 

§ 9 
Sperren

(1) Über § 41 ThürLHO hinaus darf das für Finanzen zu-
ständige Ministerium Ausgaben sperren, wenn und soweit 
hierfür unvorhergesehen von anderer Seite Zuwendungen 
bereitgestellt werden.

(2) Bei Haushaltsmitteln, die eine Leistung Dritter vorse-
hen, gelten der Ansatz und die Verpflichtungsermächtigun-
gen in demselben Verhältnis als gesperrt, in dem Dritte ihre 
Leistung mindern. Das für Finanzen zuständige Ministeri-
um wird ermächtigt, die Vorfinanzierung der Maßnahmen, 
für die die Leistung von Dritten vorgesehen ist, zuzulassen.
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§ 10 
Besondere Buchungsbestimmungen

(1) Titelverwechslungen dürfen nur berichtigt werden, so-
lange die Bücher der Kassen noch nicht abgeschlossen 
sind. Bei Unrichtigkeit einer Zahlung, bei Doppelzahlun-
gen oder bei Überzahlung darf die Rückzahlung von der 
Ausgabe abgesetzt werden, wenn die Bücher der Kasse 
noch nicht abgeschlossen sind.

(2) Die Rückzahlung zu viel erhobener Einnahmen kann 
aus dem jeweiligen Einnahmetitel geleistet werden und 
ist dann bei dem betreffenden Einnahmetitel abzusetzen.

(3) Folgende Ausgaben sind von den Einnahmen abzu-
setzen, solange die Bücher der Kasse noch nicht abge-
schlossen sind:
1.	 Nebenkosten im Zusammenhang mit Veräußerungs-

geschäften,
2.	 Nebenkosten im Zusammenhang mit Erbschaften des 

Landes.
Als Nebenkosten nach Satz 1 Nr. 1 gelten insbesonde-
re die Kosten für die Versteigerung, die Vermessung, die 
Schätzung, die Beurkundung, den Transport und die Ver-
sicherung. Die Kosten der Herrichtung des zu veräußern-
den Gegenstands gelten nur als Nebenkosten, solange sie 
im Einzelfall den Betrag von 500 Euro nicht übersteigen.

(4) Personalkostenerstattungen und die Rückzahlung zu 
viel geleisteter Personalausgaben sind beim jeweiligen 
Ausgabetitel abzusetzen.

(5) Folgende Einnahmen fließen den Ausgaben bei fol-
genden Titeln, einschließlich der entsprechenden Titel in 
Titelgruppen, zu:
1.	 Titeln der Gruppen 511 und 518

aus der Veräußerung von ausgesondertem Schriftgut, 
aus der privaten Anfertigung von Fotokopien sowie aus 
der privaten Inanspruchnahme elektronischer Fachin-
formationszentren,

2.	 Titeln der Gruppe 511
aus der privaten Inanspruchnahme von Diensthandys 
und aus Erstattungen,

3.	 Titeln der Gruppe 514
aus Schadensersatzleistungen Dritter insoweit, als sie 
zur Instandsetzung bestimmt sind, sowie aus der Abga-
be von Kraftstoffen an andere Bedarfsträger,

4. 	 Titeln der Gruppe 517 
aus der Erstattung von Betriebskosten, sofern die Er-
stattung nicht im Zusammenhang mit Ausgaben steht, 
die durch das Landesamt für Bau und Verkehr im 
Einzelplan 18 verausgabt werden,

5.	 Titeln der Gruppe 527
aus nachträglich gewährten Preisnachlässen und Er-
stattungen.

(6) Erstattungen aus einem Überschuss aus einer Um-
satzsteuer-Voranmeldung oder Umsatzsteuererklärung 
sind beim jeweiligen Ausgabetitel 542, der der Abführung 
der Umsatzsteuer an das jeweilige Finanzamt dient, ab-
zusetzen.

(7) Die Einnahmen aus Kreditaufnahmen dürfen in das 
folgende Haushaltsjahr umgebucht werden. Desgleichen 
dürfen am Anfang des folgenden Haushaltsjahres einge-
hende Einnahmen aus Kreditaufnahmen noch zugunsten 
des abzuschließenden Haushaltsjahres gebucht werden.

(8) Innerhalb eines Kapitels dienen Einnahmen aufgrund 
der Schwerbehinderten-Ausgleichsabgabeverordnung vom 
28. März 1988 (BGBl. I S. 484) in der jeweils geltenden 
Fassung und Zuschüsse der Bundesagentur für Arbeit für 
die von ihr zugewiesenen Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch zur Ver-
stärkung der Ausgaben bei den entsprechenden Titeln.

§ 11 
Sonstige Bewirtschaftungsmaßnahmen

(1) Von verbindlichen Erläuterungen nach § 17 Abs. 1 
Satz 3 ThürLHO darf nur nach Einwilligung des für Finan-
zen zuständigen Ministeriums abgewichen werden, so-
weit nicht nach den Festlegungen im Landeshaushaltsplan 
das Abweichen zusätzlich von der Zustimmung des Haus-
halts- und Finanzausschusses des Landtags abhängig ist.

(2) Dem Haushalts- und Finanzausschuss des Landtags 
sind die Haushalts- oder Wirtschaftspläne von Stellen au-
ßerhalb der Landesverwaltung, die Zuwendungen im Sin-
ne des § 23 ThürLHO zur Deckung der gesamten Ausga-
ben oder eines nicht abgegrenzten Teils der Ausgaben 
erhalten (institutionelle Förderung), zuzuleiten, soweit sie 
nicht bereits dem Entwurf des Landeshaushaltsplans nach 
§ 26 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 ThürLHO beigefügt worden sind.

(3) Für Maßnahmen im Bereich der Fonds der Europäi-
schen Union können Mehrausgaben geleistet oder Ver-
pflichtungen eingegangen werden, soweit hierfür im Haus-
haltsjahr Mittel von der Europäischen Union zur Verfügung 
gestellt oder verbindlich zugesagt werden. Dies gilt entspre-
chend für Maßnahmen in den Bereichen der Finanzhilfen 
des Bundes zur Förderung städtebaulicher Maßnahmen 
sowie zur Verbesserung der Schulinfrastruktur finanz-
schwacher Kommunen und der Gemeinschaftsaufgaben 
"Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschut-
zes" und "Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk-
tur". Darüber hinaus können Verpflichtungen eingegan-
gen werden, soweit hierfür im Haushaltsjahr Mittel von der 
Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 
aus dem Vermögen der Parteien und Massenorganisatio-
nen der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik 
zur Verfügung gestellt oder verbindlich zugesagt werden.

§ 12 
Besserstellungsverbot

(1) Zuwendungen zur institutionellen Förderung dürfen nur 
mit der Auflage bewilligt werden, dass Zuwendungsemp-
fänger ihre Beschäftigten nicht besserstellen als vergleich-
bare Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer des Landes 
(Besserstellungsverbot). Die Zuwendungsempfänger dür-
fen insbesondere keine höheren Arbeitsentgelte vereinba-
ren, als sie für die Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer 
des Landes vorgesehen sind.
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(2) Absatz 1 gilt entsprechend bei Zuwendungen zur Pro-
jektförderung, wenn die Gesamtausgaben der Zuwen-
dungsempfänger überwiegend aus Zuwendungen der öf-
fentlichen Hand bestritten werden und die Zuwendung 
des Landes mehr als 50.000 Euro beträgt. Das Besser-
stellungsverbot wird nur auf die in dem Projekt unmittel-
bar beteiligten Beschäftigten angewendet.

(3) Das für Finanzen zuständige Ministerium kann aus-
nahmsweise in Einzelfällen oder für Förderbereiche, ins-
besondere wenn der vom Land verfolgte Zweck ansonsten 
nicht erfüllt werden kann, Abweichungen von den Absät-
zen 1 und 2 zulassen.

§ 13 
Überlassung und Veräußerung 
von Vermögensgegenständen

(1) Das für Finanzen zuständige Ministerium kann abwei-
chend von § 63 Abs. 3 Satz 1 ThürLHO Folgendes zu-
lassen:
1.	 Zur verbilligten Beschaffung von Bauland können lan-

deseigene unbebaute Grundstücke unter dem vollen 
Wert veräußert werden, wenn sichergestellt ist, dass 
diese Grundstücke binnen angemessener Frist, die in 
der Regel drei Jahre nach Abschluss des Kaufvertrags 
nicht übersteigen soll, zu Zwecken des sozialen Woh-
nungsbaus bebaut werden. Unterbleibt die Bebauung, 
so ist das Eigentum an dem Grundstück auf das Land 
zurückzuübertragen. Die hierbei anfallenden Kosten 
hat die Wiederverkäuferin oder der Wiederverkäufer 
zu tragen.

2.	 Zur verbilligten Beschaffung von Straßenbauland kön-
nen landeseigene unbebaute Grundstücke an Gemein-
den und Landkreise zum Anerkennungsbetrag von ei-
nem Euro je Quadratmeter veräußert werden.

3.	 Zur erforderlichen Versorgung der Bevölkerung mit Ein-
richtungen der Gesundheit, der Rehabilitation, der So-
zialhilfe, der Jugendhilfe, der Familienförderung, des 
Sports, der Wissenschaft und Forschung sowie der 
Kultur und Kunst können
a)	 landeseigene Einrichtungen nebst deren Ausstat-

tung,
b)	 Grundstücke,
c)	 Nutzungsrechte an Grundstücken oder
d)	 sonstige Vermögensgegenstände
Gemeinden, Landkreisen oder kommunalen Zweckver-
bänden sowie anerkannten gemeinnützigen Trägern 
unter dem vollen Wert überlassen oder an sie veräu-
ßert werden, wenn sichergestellt ist, dass der vorge-
sehene Zweck auf angemessene Dauer erfüllt wird. 
Übersteigt der Wert der Überlassung oder Veräußerung 
nach Satz 1 Buchst. a und d jeweils 50.000 Euro so-
wie in den Fällen des Satzes 1 Buchst. b und c jeweils 
500.000 Euro, bedarf es der Einwilligung des Haus-
halts- und Finanzausschusses des Landtags.

4. 	 Hat der Bund für die im Bundeshaushaltsplan aufge-
führten Zwecke dem Land Verbilligungen bei der Veräu-
ßerung oder jedweder Überlassung von bundeseigenen 
Grundstücken eingeräumt, so können landeseigene 
bebaute und unbebaute Grundstücke an Gebietskör-
perschaften für die gleichen Zwecke mit den gleichen 
Verbilligungen veräußert oder überlassen werden.

5. 	 Die von staatlichen Einrichtungen im Bereich der Daten-
verarbeitung entwickelten oder erworbenen Program-
me können unentgeltlich an Stellen der öffentlichen 
Verwaltung abgegeben werden, soweit Gegenseitig-
keit besteht.

(2) Als erheblicher Grundstückswert im Sinne des § 64 
Abs. 2 Satz 1 ThürLHO ist ein Verkehrswert von mehr als 
500.000 Euro anzunehmen.

(3) Das für Finanzen zuständige Ministerium darf Verein-
barungen mit Kreditinstituten über die Pension oder Leihe 
der im Eigentum des Landes befindlichen Wertpapiere zur 
Steigerung der Erlöse aus Beteiligungen treffen.

§ 14 
Bürgschaften, Garantien und Gewährleistungen

(1) Das für Finanzen zuständige Ministerium wird ermäch-
tigt, Bürgschaften, Garantien und sonstige Gewährleistun-
gen zu übernehmen
1.	 zur Förderung des Wohnungs- und Städtebaus bis zu 

einem Betrag von insgesamt 70.000.000 Euro im Haus-
haltsjahr, auch zur Unterstützung von Maßnahmen der 
Energieeffizienz beziehungsweise dem Einsatz rege-
nerativer Energien,

2.	 zur Förderung von Unternehmen der land- und forst-
wirtschaftlichen Produktion sowie der Fischerei 
und Aquakultur bis zu einem Betrag von insgesamt 
20.000.000 Euro im Haushaltsjahr,

3.	 zur Förderung der gewerblichen Wirtschaft und der 
freien Berufe bis zu einem Betrag von insgesamt 
500.000.000 Euro im Haushaltsjahr,

4.	 zur Förderung von Organisationen und Einrichtungen 
der Sozialwirtschaft, insbesondere zur Förderung der 
Gesundheit, der Rehabilitation, der Sozialhilfe, der Ju-
gendhilfe und der Familien sowie zur Förderung von 
Einrichtungen des Sports, der Wissenschaft und For-
schung sowie der Kultur und Kunst in gemeinnützi-
ger Trägerschaft, an denen das Land ein erhebliches 
Interesse hat, bis zu einem Betrag von insgesamt 
20.000.000 Euro im Haushaltsjahr,

5.	 zur Kreditabsicherung bei Gesellschaften, die sich in 
mehrheitlicher Landesbeteiligung befinden, bis zu ei-
nem Betrag von insgesamt 50.000.000 Euro im Haus-
haltsjahr, soweit die Absicherung nicht den Nummern 
1 oder 3 zuzuordnen ist,

6.	 zur Absicherung von Energiestrukturprojekten bis zu ei-
nem Betrag von insgesamt 50.000.000 Euro im Haus-
haltsjahr.

Die Gewährleistungsermächtigungen nach Satz 1 können 
mit Einwilligung des Haushalts- und Finanzausschusses 
des Landtags für Zwecke der jeweils anderen Gewährleis-
tungsrahmen verwendet werden.

(2) Die Ministerien werden ermächtigt, Verpflichtungen zur 
Abdeckung möglicher Ersatzansprüche aus wechselnden 
Ausstellungen mit Ausstellungsstücken von privaten und 
öffentlichen Leihgeberinnen und Leihgebern aus dem In-
land im Bereich der Ministerien bis zu einem Betrag von 
insgesamt je 60.000 Euro im Haushaltsjahr zu überneh-
men. Das für Museen, Bildende Kunst und Ausstellungen 
zuständige Ministerium wird darüber hinaus ermächtigt, 
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Verpflichtungen zur Abdeckung möglicher Ersatzansprü-
che aus wechselnden Ausstellungen mit Ausstellungsstü-
cken von privaten und öffentlichen Leihgeberinnen und 
Leihgebern aus dem In- und Ausland bei den Kulturein-
richtungen des Landes und seinen Stiftungen bis zu ei-
nem Betrag von insgesamt 200.000.000 Euro im Haus-
haltsjahr zu übernehmen. Das für die wissenschaftlichen 
Bibliotheken der Hochschulen zuständige Ministerium 
wird darüber hinaus ermächtigt, Verpflichtungen zur Ab-
deckung möglicher Ersatzansprüche aus wechselnden 
Ausstellungen mit Ausstellungsstücken von privaten und 
öffentlichen Leihgeberinnen und Leihgebern aus dem In- 
und Ausland bei den wissenschaftlichen Bibliotheken der 
Hochschulen des Landes bis zu einem Betrag von insge-
samt 150.000 Euro im Haushaltsjahr zu übernehmen. Die 
Präsidentin des Landtags wird ermächtigt, Verpflichtun-
gen zur Abdeckung möglicher Ersatzansprüche aus wech-
selnden Ausstellungen mit Ausstellungsstücken von priva-
ten und öffentlichen Leihgeberinnen und Leihgebern aus 
dem In- und Ausland im Bereich des Landtags bis zu ei-
nem Betrag von insgesamt 1.000.000 Euro im Haushalts-
jahr zu übernehmen. Auf den jeweiligen Höchstbetrag sind 
in Vorjahren übernommene Verpflichtungen anzurechnen, 
soweit das Land daraus noch in Anspruch genommen wer-
den kann. Soweit das Land ohne Inanspruchnahme von 
seiner Verpflichtung frei wird oder Ersatz für die erbrachte 
Leistung erlangt hat, sind übernommene Verpflichtungen 
auf den Höchstbetrag nicht mehr anzurechnen.

(3) Das für Umwelt zuständige Ministerium wird ermäch-
tigt, Freistellungen von der Verantwortlichkeit für ökologi-
sche Altlasten bis zur Höhe von 10.000.000 Euro im Haus-
haltsjahr zu erteilen.

(4) Die für die Europapolitik der Landesregierung sowie für 
Infrastruktur und Landesplanung zuständigen Ministerien 

werden jeweils ermächtigt, den Bund bis zur Höhe von je-
weils 1.000.000 Euro im Haushaltsjahr von Rückforderun-
gen der Europäischen Union freizustellen, die daraus fol-
gen, dass der Bund gegenüber der Europäischen Union 
eine Zustimmung zu den Kooperationsprogrammen und 
eine Bestätigung der Kofinanzierung im Sinne der Ver-
ordnung (EU) 2021/1059 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 24. Juni 2021 über besondere Bestim-
mungen für das aus dem Europäischen Fonds für regiona-
le Entwicklung sowie aus Finanzierungsinstrumenten für 
das auswärtige Handeln unterstützte Ziel "Europäische 
territoriale Zusammenarbeit" (Interreg) (ABl. L  231 vom 
30.6.2021, S. 94) abgeben wird.

§ 15 
Fortgeltung

§ 2 Abs. 1 bis 4, 6 und 7 sowie die §§ 3 bis 14 gelten über 
das Haushaltsjahr 2024 hinaus bis zum Tage des Inkrafttre-
tens des Thüringer Haushaltsgesetzes für das Jahr 2025.

§ 16 
Gleichstellungsbestimmung

Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz 
gelten jeweils auch für Personen, die mit der Angabe "di-
vers" oder ohne eine Angabe des Geschlechts in das Ge-
burtenregister eingetragen sind.

§ 17 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2024 in Kraft.

Erfurt, den 21. Dezember 2023 
Die Präsidentin des Landtags 

Birgit Pommer



	 Nr. 16 - Tag der Ausgabe: Erfurt, den 29. Dezember 2023	     387

Anlage

LANDESHAUSHALTSPLAN  2024

- Gesamtplan -

Teil I Haushaltsübersicht

A. Zusammenfassung der Einnahmen und Ausgaben
B. Zusammenfassung der Verpflichtungsermächtigungen der

Einzelpläne

Teil II Finanzierungsübersicht

Teil III Kreditfinanzierungsplan

Hinweis: Nach § 1 Satz 2 ThürLHO wird mit dem Haushaltsgesetz nur der Gesamtplan des Haushaltsplans verkündet. Auskunft 
darüber, bei welchen Stellen Einzelpläne und Anlagen des Landeshaushaltsplans eingesehen werden können, erteilt das 
Thüringer Finanzministerium, Ludwig-Erhard-Ring 7, 99099 Erfurt. Unter folgender Internetadresse: 
www.finanzen.thueringen.de steht der Haushalt 2024 zur Onlineansicht und zum Download zur Verfügung.

- 4 -
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Thüringer Landtag - 7. Wahlperiode Drucksache 7/9226

Einnahmen

Einzelplan 0
Einnahmen aus

Steuern und
steuerähnlichen

Abgaben

1
Verwaltungs-
einnahmen,

Einnahmen aus
Schuldendienst

und dgl.

2
Einnahmen aus
Zuweisungen

und Zuschüssen
mit Ausnahme

für Investitionen

3
Einnahmen aus
Schuldenauf-
nahmen, aus
Zuweisungen

und Zuschüssen
für Investitionen,

besondere
Finanzierungs-

einnahmen

Summe

Einnahmen

4
Personal-
ausgaben

- EUR - - EUR - - EUR - - EUR - - EUR - - EUR -

61 2 4 5 73

Teil I Haushaltsübersicht 2024

A. Zusammenfassung der Einnahmen und Ausgaben der Einzelpläne

Anlage
Blatt 1a

Landeshaushalt Gesamtplan

01 119.500 49.798.400119.500

02 2.309.000 386.000 36.327.4002.695.000

03 44.010.100 11.421.200 143.400 507.401.30055.574.700

04 9.886.900 35.168.000 81.145.300 1.558.893.800126.200.200

05 115.676.100 1.650.000 265.868.900117.326.100

06 21.297.600 3.316.000 203.165.50024.613.600

07 14.477.900 269.952.800 359.616.900 21.931.300644.047.600

08 22.065.300 459.287.400 56.413.600 83.732.300537.766.300

09 15.800.000 9.444.100 1.161.000 3.606.000 70.876.50030.011.100

10 650.000 37.928.600 577.876.800 251.510.300 193.239.700867.965.700

11 9.900 8.821.6009.900

12 500 437.000500

16 41.000 8.618.800 19.268.8008.659.800

17 8.711.200.000 58.131.000 1.575.083.700 779.885.900 621.681.10011.124.300.600

18 4.490.000 4.490.000

8.727.650.000 335.397.500Summe 2024

Summe 2023

Vgl. zu 2023

2.943.921.700 1.536.811.400 13.543.780.600 3.641.443.600

8.337.950.000 299.817.000 2.807.930.800 1.624.163.300 13.069.861.100 3.481.793.200

+389.700.000 +35.580.500 +135.990.900 -87.351.900 +473.919.500 +159.650.400

- 5 -
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Ausgaben

6
Ausgaben für
Zuweisungen

und Zuschüsse
mit Ausnahme

für Investitionen

7
Baumaßnahmen

8
Sonstige

Ausgaben für
Investitionen

und Investitions-
förderungs-
maßnahmen

9
Besondere

Finanzierungs-
ausgaben

Summe

Ausgaben

+ Überschuss

- Zuschuss

- EUR - - EUR - - EUR - - EUR - - EUR - - EUR - - EUR -

138 9 11 12 1410

5
Sächliche

Verwaltungs-
ausgaben usw.,
Ausgaben für

den
Schuldendienst

A. Zusammenfassung der Einnahmen und Ausgaben der Einzelpläne

Teil I Haushaltsübersicht 2024

GesamtplanLandeshaushalt

Anlage
Blatt 1b

11.291.400 17.802.800 3.829.800 82.722.400 -82.602.900

16.571.200 167.423.300 62.759.000110.000 283.190.900 -280.495.900

99.559.100 38.328.100 120.381.000280.000 765.949.500 -710.374.800

42.585.300 519.271.500 119.089.800 2.239.840.400 -2.113.640.200

170.441.500 172.802.200 10.590.600 619.703.200 -502.377.100

19.781.400 343.900 381.10037.000 223.708.900 -199.095.300

55.989.700 1.065.220.100 497.102.70020.800.000 1.661.043.800 -1.016.996.200

35.825.300 681.489.800 142.157.200 197.400 943.402.000 -405.635.700

36.718.900 54.615.700 123.278.90035.291.700 295.000 321.076.700 -291.065.600

121.035.400 720.106.100 430.260.600117.479.400 1.582.121.200 -714.155.500

530.600 3.200 18.100 9.373.500 -9.363.600

104.200 541.200 -540.700

120.814.500 43.430.300 57.806.600 241.320.200 -232.660.400

414.598.300 3.326.326.600 185.328.5001.000.000 -156.000.000 4.392.934.500 6.731.366.100

24.332.400 48.531.100103.988.700 176.852.200 -172.362.200

6.807.163.600 278.986.800 1.801.515.000 -155.507.600 13.543.780.600 0

6.349.297.300 230.833.800 1.938.654.900 397.200 13.069.861.100 0

+457.866.300 +48.153.000 -137.139.900 -155.904.800 +473.919.500 +0+101.294.500

1.068.884.700

1.170.179.200

- 6 -
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Teil I Haushaltsübersicht 2024

B. Zusammenfassung der Verpflichtungsermächtigungen der Einzelpläne

Landeshaushalt Gesamtplan

Anlage
Blatt 2

Einzel-
plan

Bezeichnung
Verpflich-

tungs-
ermächti-
gungen

2024 2025 2026 2027 2028 ff.

1.000 EUR

durch die Verpflichtungsermächtigung
entstehende Rechtsverpflichtungen

1 2 3 4 5 6 7

01 Thüringer Landtag 500 500

02 Thüringer Staatskanzlei 530.285 86.065 73.136 69.562 301.521

03 Thüringer Ministerium für Inneres und Kommunales 219.688 24.432 27.760 33.175 134.321

04 Thüringer Ministerium für Bildung, Jugend und Sport 236.129 86.674 70.884 66.447 12.125

05 Thüringer Ministerium für Migration, Justiz und
Verbraucherschutz

24.781 11.731 9.921 3.129

06 Thüringer Finanzministerium 200 100 100

07 Thüringer Ministerium für Wirtschaft, Wissenschaft und
Digitale Gesellschaft

867.623 263.611 239.828 201.466 162.718

08 Thüringer Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit,
Frauen und Familie

292.286 85.340 62.793 51.684 92.468

09 Thüringer Ministerium für Umwelt, Energie und Naturschutz 217.730 80.008 55.956 43.822 37.943

10 Thüringer Ministerium für Infrastruktur und Landwirtschaft 4.483.074 203.326 174.537 119.991 3.985.220

11 Thüringer Rechnungshof

12 Thüringer Verfassungsgerichtshof

16 Informations- und Kommunikationstechnik 154.015 51.700 52.195 45.450 4.670

17 Allgemeine Finanzverwaltung 70.336 37.836 19.000 13.500

18 Staatliche Hochbaumaßnahmen 143.980 92.530 48.450 3.000

Zusammen 7.240.625 1.023.854 834.559 651.226 4.730.986

- 7 -
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Thüringer Landtag - 7. Wahlperiode Drucksache 7/9226

Teil II Finanzierungsübersicht 2024

Landeshaushalt Gesamtplan

Anlage
Blatt 3

Betrag
für

2024
EUR

1 2

Ermittlung des Finanzierungssaldos

1. 13.543.780.600Ausgaben

1.1 Tilgungsausgaben am Kreditmarkt 157.240.500

54.000

438.400

1.2 Zuführungen an Rücklagen, Fonds und Stöcke

1.3 Ausgaben zur Deckung von Fehlbeträgen aus Vorjahren

1.4 Haushaltstechnische Verrechnungen

abzüglich

Ausgaben im Finanzierungssaldo 13.386.047.700

2. 13.543.780.600Einnahmen

2.1 Schuldenaufnahmen am Kreditmarkt

840.038.000

438.400

2.2 Entnahmen aus Rücklagen, Fonds und Stöcken

2.3 Einnahmen aus Überschüssen der Vorjahre

2.4 Haushaltstechnische Verrechnungen

abzüglich

Einnahmen im Finanzierungssaldo 12.703.304.200

3. Finanzierungssaldo -682.743.500

Zusammensetzung des Finanzierungssaldos

4. Verschuldung am Kreditmarkt

4.1

4.2

Tilgungsausgaben an Kreditmarkt

Schuldenaufnahmen am Kreditmarkt

157.240.500

Saldo 157.240.500

5. Rechnungsergebnisse aus Vorjahren

5.1

5.2

Ausgaben zur Deckung von Fehlbeträgen aus Vorjahren

Einnahmen aus Überschüssen der Vorjahre

Saldo

6. Rücklagenbewegung

6.1

6.2

Zuführungen an Rücklagen, Fonds und Stöcke

Entnahmen aus Rücklagen, Fonds und Stöcken

54.000

840.038.000

Saldo -839.984.000

7. Finanzierungssaldo (aus Nr. 4, 5 und 6) -682.743.500

- 8 -
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Thüringer Landtag - 7. Wahlperiode Drucksache 7/9226

Teil III Kreditfinanzierungsplan 2024

Landeshaushalt Gesamtplan

Anlage
Blatt 4

Betrag
für

2024
Mio. EUR

1 2

A. Kredite am Kreditmarkt

I. 857,8Aufnahme von Krediten am Kreditmarkt (§ 2 ThürHhG 2024 unter
Berücksichtigung der geplanten Auswirkungen des Thüringer Gesetzes zur
finanzpolitischen Vorsorge für die steigenden Ausgaben der Beamtenversorgung)

II. Tilgung von Krediten am Kreditmarkt 1.015,0

III. Nettokreditaufnahme (+)/ Nettokredittilgung (-) am Kreditmarkt (Nr. I abzgl. Nr. II) -157,2

B. Kredite im öffentlichen Bereich

I. Einnahmen aus Krediten im öffentlichen Bereich

II. Ausgaben zur Schuldentilgung im öffentlichen Bereich

III. Netto-Tilgung im öffentlichen Bereich

0,0

0,0

0,0

- 9 -
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Gesetz zur Änderung des Thüringer Finanzausgleichsgesetzes und  
zur Änderung des Thüringer Gesetzes zur Stärkung kreisangehöriger Gemeinden 

Vom 21. Dezember 2023

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Thüringer Finanzausgleichsgesetzes

Das Thüringer Finanzausgleichsgesetz vom 31. Januar 
2013 (GVBl. S. 10), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 18. Juli 2023 (GVBl. S. 231) und durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 23. November 2020 (GVBl. 
S. 563), wird wie folgt geändert:

1.	 § 3 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 3b wird wie folgt geändert:

aa)	Satz 2 erhält folgende Fassung:

"Eine erhebliche Veränderung liegt vor, wenn 
sich die Zuschussbedarfe der Landkreise und 
kreisfreien Städte aus der Statistik 'Ausgaben 
und Einnahmen der Gemeinden und Gemein-
deverbände in Thüringen' (Jahresrechnungs-
statistik) des Landesamtes für Statistik des 
Einzelplanes 4 abzüglich der Zuschussbedar-
fe der Gliederungsnummern 464, 436, 42, 404 
und 415 jeweils des vorvorvergangenen Jahres 
gegenüber der Datengrundlage der aktuellsten 
Revision nach Absatz 5 um mindestens fünf Mil-
lionen Euro verändert haben." 

bb)	Folgender Satz wird angefügt:

"Die Höhe der Sozialbeteiligungskomponen-
te des Jahres 2025 entspricht der des Jah-
res 2024." 

b)	 In Absatz 4 Satz 5 werden nach dem Wort "Ab-
rechnungsbetrag" die Worte "über den in Absatz 3a 
Satz 4 genannten Betrag hinaus" eingefügt.

c)	 In Absatz 5 Satz 1 werden die Worte "Statistik des 
Landesamtes für Statistik zu 'Ausgaben und Ein-
nahmen der Gemeinden und Gemeindeverbände 
in Thüringen' (Jahresrechnungsstatistik)" durch die 
Worte "Jahresrechnungsstatistik des Landesamtes 
für Statistik" ersetzt.

2.	 § 4 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a)	 Nummer 9 erhält folgende Fassung:

"9.	Sonderlastenausgleich für Belastungen der Kur- 
und Erholungsorte nach § 22 b,"

b)	 Der Nummer 17 wird ein Komma angefügt.

3.	 § 20 erhält folgende Fassung:

"§ 20 
Sonderlastenausgleich für Bereitstellung von  

Geobasisdaten

Der auf die Gemeinden und Landkreise entfallende 
Umlagebedarf für die Finanzierung der Bereitstellung 
der Geobasisdaten wird in Höhe der im Landeshaus-
halt bereitgestellten Mittel aus der Finanzausgleichs-
masse durch das für das Liegenschaftskataster und die 
Landesvermessung zuständige Ministerium geleistet."

4.	 § 20 a wird wie folgt geändert:

a)	 Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

"Ab dem Jahr 2024 werden zusätzlich jährlich die 
für die Wartung und Pflege der zentralen Program-
miertechnik in der Autorisierten Stelle Thüringen 
erforderlichen Aufwendungen der Gemeinden und 
Landkreise in Höhe der im Landeshaushalt bereit-
gestellten Mittel aus der Finanzausgleichsmasse 
durch das für Brandschutz, Allgemeine Hilfe und Ka-
tastrophenschutz zuständige Ministerium geleistet."

b)	 Folgender Absatz 3 wird angefügt:

"(3) Die Kosten für die Sicherstellung der Einsatz-
bereitschaft der in den Digitalfunkgeräten der Ge-
meinden und Landkreise zu verwendenden Soft-
ware werden in Höhe der im Landeshaushalt 
bereitgestellten Mittel aus der Finanzausgleichs-
masse durch das für Brandschutz, Allgemeine Hil-
fe und Katastrophenschutz zuständige Ministeri-
um geleistet."

5.	 § 22 b erhält folgende Fassung:

"§ 22 b 
Sonderlastenausgleich für Belastungen  

der Kur- und Erholungsorte

(1) Gemeinden, die
1.	 als Kurorte nach § 1 Abs. 1 des Thüringer Kurorte-

gesetzes (ThürKOG) vom 28. Oktober 2013 (GVBl. 
S. 293) in der jeweils geltenden Fassung zum 1. Ja-
nuar des Finanzausgleichsjahres nach § 4 Thür-
KOG zur Führung einer Artbezeichnung nach § 2 
Nr. 1 bis 7 ThürKOG oder

2.	 als Erholungsorte nach § 1 Abs. 2 ThürKOG zum 
1.  Januar des Finanzausgleichsjahres nach § 4 
ThürKOG zur Führung einer Artbezeichnung nach 
§ 2 Nr. 8 ThürKOG

berechtigt sind, erhalten Finanzzuweisungen zum Aus-
gleich ihrer besonderen Belastungen.

(2) Die Mittel sind zum 1. Oktober des laufenden Fi-
nanzausgleichsjahres fällig. Die im Landeshaushalt 
eingestellten Mittel werden in Höhe von fünf Millionen 
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Euro zu gleichen Teilen an Gemeinden geleistet, die 
aufgrund der Berechtigung zur Führung einer Artbe-
zeichnung nach § 2 ThürKOG Kur- oder Erholungsort 
nach § 1 ThürKOG sind, wobei Gemeinden doppelt 
berücksichtigt werden, solange auf ihrem Gemeinde-
gebiet sowohl mindestens ein Kurort als auch mindes-
tens ein Erholungsort nach § 2 ThürKOG staatlich an-
erkannt ist. Weitere elf Millionen Euro werden 
1.	 zu zwei Dritteln nach der Anzahl der Übernach-

tungen in den Beherbergungsbetrieben im Sinne 
des § 3 des Gesetzes zur Neuordnung der Statis-
tik über die Beherbergung im Reiseverkehr (Be-
herbStatG) vom 22. Mai 2002 (BGBl. I S. 1642) in 
der jeweils geltenden Fassung des vorangegange-
nen Jahres und

2.	 zu einem Drittel nach der Zahl der Betten in Vor-
sorge- und Rehabilitationseinrichtungen zum Stand 
31. Dezember des vorvergangenen Jahres nach 
dem Verzeichnis der Krankenhäuser und Vorsorge- 
oder Rehabilitationseinrichtungen in Deutschland 
der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder

jeweils im Gebiet des Kurortes nach § 1 Abs. 1 Thür-
KOG oder des Erholungsortes nach § 1 Abs. 2 Thür-
KOG geleistet.

(3) Der Inhaber oder der Leiter eines Beherbergungsbe-
triebes im Sinne des § 3 BeherbStatG im Gebiet eines 
Kurortes nach § 1 Abs. 1 ThürKOG oder eines Erho-
lungsortes nach § 1 Abs. 2 ThürKOG sind verpflich-
tet, zur Berechnung der Zuweisung nach Absatz 1 die 
Zahl der Übernachtungen von Gästen des vorange-
gangenen Jahres im Kur- oder Erholungsort bis zum 
31. März des Finanzausgleichsjahres an die jeweilige 
Gemeinde zu melden. Die Gemeinde übermittelt die 
Übernachtungszahlen für die Berechnung der Vertei-
lung nach Absatz 2 unverzüglich auf dem Dienstweg 
an das für den kommunalen Finanzausgleich zustän-
dige Ministerium."

6.	 In § 22 e Abs. 5 wird die Jahreszahl "2025" durch die 
Jahreszahl "2026" ersetzt.

7.	 § 22 g erhält folgende Fassung:

"§ 22 g 
Sonderlastenausgleich Beratungsleistungen

(1) Das für die Gemeindefinanzwirtschaft zuständige 
Ministerium kann einen oder mehrere Auftragnehmer 
in Höhe von insgesamt höchstens 410.000 Euro jähr-
lich mit der Erbringung von Beratungsleistungen ge-
genüber Gemeinden und Landkreisen 
1.	 zur investiven Bedarfsermittlung und bei der Durch-

führung der Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 
nach § 10 der Thüringer Gemeindehaushaltsverord-
nung vom 23. Mai 2019 (GVBl. S. 153) oder § 10 
der Thüringer Gemeindehaushaltsverordnung-Dop-
pik vom 11. Dezember 2008 (GVBl. S. 504) jeweils 
in der jeweils geltenden Fassung,

2.	 für Hilfestellungen zur inhaltlichen Erarbeitung und 
Durchführung von Plausibilitätsprüfungen 
a)	 von Investitionsvorhaben oder

b)	 einzelner Maßnahmen im Rahmen der Aufstel-
lung oder Fortschreibung von Haushaltssiche-
rungskonzepten

beauftragen.

(2) Der auf die Gemeinden und Landkreise entfallen-
de hälftige Anteil an der Finanzierung der Beratungs-
leistungen wird aus der Finanzausgleichsmasse durch 
das für die Gemeindefinanzwirtschaft zuständige Mi-
nisterium geleistet.

(3) Soweit die nach Absatz 1 zur Verfügung stehen-
den Mittel nicht ausreichen, um die Beratungsleistun-
gen gegenüber allen Landkreisen oder Gemeinden, 
die ihr Beratungsinteresse bekundet haben, erbrin-
gen zu können, bestimmt das für die Gemeindefinanz-
wirtschaft zuständige Ministerium die Empfänger und 
den Umfang der Beratungsleistung nach billigem Er-
messen. Es kann die Auswahl der Beratungsleistungs-
berechtigten auch auf nachgeordnete Behörden oder 
den oder die nach Absatz 1 beauftragten Auftragneh-
mer übertragen."

8.	 § 23 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa)	In der Einleitung wird das Wort "selbstän-
dige" durch das Wort "selbstständige" er-
setzt.

bbb)	Die Jahreszahl "2022" wird durch die Jah-
reszahl "2024" ersetzt.

ccc)	 In Nummer 1 wird die Angabe "172 Euro" 
durch die Angabe "210 Euro" ersetzt.

ddd)	In Nummer 2 wird die Angabe "108 Euro" 
durch die Angabe "154 Euro" ersetzt.

eee)	In Nummer 3 wird die Angabe "58 Euro" 
durch die Angabe "68 Euro" ersetzt.

fff)	 In Nummer 4 wird die Angabe "43 Euro" 
durch die Angabe "40 Euro" ersetzt.

bb)	Nach Satz 1 wird folgender neue Satz einge-
fügt:

"Bis zur gesetzgeberischen Umsetzung der 
Überprüfungsergebnisse zu den Pauschalen 
nach Satz 1 nach der auf das Inkrafttreten des 
Gesetzes zur Änderung des Thüringer Finanz-
ausgleichsgesetzes und zur Änderung des Thü-
ringer Gesetzes zur Stärkung kreisangehöri-
ger Gemeinden folgenden Revision nach § 3 
Abs. 5 erhöht sich der Betrag nach Nummer 4 
auf 45 Euro, soweit der sich nach Absatz 4 er-
gebende Betrag 45 Euro nicht übersteigt."
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b)	 Absatz 1a wird wie folgt geändert:

aa)	Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa) In Nummer 1 wird die Angabe "1,74 Euro" 
durch die Angabe "1,50 Euro" ersetzt.

bbb) In Nummer 2 wird die Angabe "3,49 Euro" 
durch die Angabe "2,86 Euro" ersetzt.

ccc) In Nummer 3 wird die Angabe "4,62 Euro" 
durch die Angabe "6,06 Euro" ersetzt.

ddd) In Nummer 4 wird die Angabe "0,95 Euro" 
durch die Angabe "0,65 Euro" ersetzt.

bb)	Satz 3 wird aufgehoben.

c)	 Absatz 4 erhält folgende Fassung:

"(4) Die in Absatz 1 Satz 1 und Absatz 1a Satz 1 
genannten Beträge sind für die auf das Ausgleichs-
jahr 2024 folgenden Ausgleichsjahre jährlich mit der 
Entwicklung der Personalkosten der Kommunen in 
Thüringen im übertragenen Wirkungskreis mit 80 
vom Hundert und der Entwicklung der Verbraucher-
preise in Thüringen mit 20 vom Hundert, jeweils im 
Mittel der letzten fünf verfügbaren Vorjahre, fortzu-
schreiben. Das Ergebnis nach Satz 1 ist kaufmän-
nisch für die Beträge nach Absatz 1 Satz 1 auf vol-
le Eurobeträge und für die Beträge nach Absatz 1a 
auf volle Centbeträge zu runden."

9.	 § 24 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 2 Satz 7 erhält folgende Fassung:

"Für die Bewilligung einer Förderung nach Satz 1 
Nr. 4 in Verbindung mit den Sätzen 2 bis 6 bedarf 
es eines gemeinsamen, schriftlichen, nicht form-
gebundenen Antrags aller an der beabsichtigten 
Zusammenarbeit oder dem Gutachten beteiligten 
Gemeinden oder Landkreise, der für das jeweils lau-

fende Haushaltsjahr bis spätestens 15. November 
der Bewilligungsbehörde zugehen muss."

b)	 In Absatz 2a Satz 2 wird die Verweisung "§ 12 
Abs. 3" durch die Verweisung "§ 12 Abs. 2" ersetzt.

10.	 § 32 Abs. 3 Satz 3 erhält folgende Fassung:

"Nachzahlungen aus Berichtigungen werden vorab aus 
dem Ansatz der Finanzzuweisungen geleistet, die be-
richtigt werden."

11.	Die Inhaltsübersicht wird den vorstehenden Änderun-
gen angepasst.

Artikel 2 
Änderung des Thüringer Gesetzes  

zur Stärkung kreisangehöriger Gemeinden

Das Thüringer Gesetz zur Stärkung kreisangehöriger Ge-
meinden vom 22. Dezember 2020 (GVBI. S. 678, 680), zu-
letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 23. De-
zember 2022 (GVBl. S. 521), wird wie folgt geändert:

a)	 § 1 wird wie folgt geändert:

aa)	In Absatz 1 wird die Angabe "2023" durch die An-
gabe "2024" ersetzt.

bb)	Absatz 3 erhält folgende Fassung:

"(3) Stichtag zur Feststellung
a)	 der kreisangehörigen Gemeinden nach Absatz 1 

ist der 31. Dezember 2023;
b)	 der Einwohnerzahl ist der 31. Dezember 2022."

b)	 In § 2 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe "2023" durch die 
Angabe "2024" ersetzt.

Artikel 3 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2024 in Kraft.

Erfurt, den 21. Dezember 2023 
Die Präsidentin des Landtags 

Birgit Pommer
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Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Thüringer Gesetzes über die 

Bestimmung des Steuersatzes bei der  
Grunderwerbsteuer

§ 2 des Thüringer Gesetzes über die Bestimmung des 
Steuersatzes bei der Grunderwerbsteuer vom 29. März 
2011 (GVBl. S. 66), das zuletzt durch Gesetz vom 22. Sep-
tember 2023 (GVBl. S. 271) geändert worden ist, erhält 
folgende Fassung:

"§ 2 
Inanspruchnahme Länderöffnungsklausel

Insofern sich der Bundesgesetzgeber zur Übertragung von 
Gesetzgebungskompetenzen über die Grunderwerbsteuer 
auf die Länder (Länderöffnungsklausel) zur Einführung von 
begünstigten Erwerbsvorgängen entschließt, so hat das für 
Finanzen zuständige Ministerium unverzüglich eine Evalu-
ierung darüber vorzunehmen, wie der Freistaat Thüringen 
zur Förderung von Familien von der Länderöffnungsklau-
sel Gebrauch machen kann. Dem Haushalts- und Finanz-
ausschuss des Thüringer Landtags ist innerhalb von drei 
Monaten über das Ergebnis Bericht zu erstatten."

Thüringer Familieneigentumsförderungsgesetz 
Vom 20. Dezember 2023

Artikel 2 
Thüringer Gesetz zur Förderung von  

selbstgenutztem Wohneigentum für Familien

§ 1 
Wohneigentumsförderung

Das Land fördert nach Maßgabe des Landeshaushalts den 
Ersterwerb von in Thüringen gelegenem Wohneigentum 
von Familien zur Selbstnutzung in Form von Zuschüssen 
sowie zinsverbilligten Darlehen zur Finanzierung oder An-
schlussfinanzierung.

§ 2 
Ermächtigung

(1) Das Nähere zur Umsetzung der Förderung regelt das 
für Wohnungsbau zuständige Ministerium im Einverneh-
men mit dem Haushalts- und Finanzausschuss des Thü-
ringer Landtags im Rahmen einer Richtlinie.

(2) In der Richtlinie werden insbesondere die Vorausset-
zungen "Ersterwerb" und "Wohneigentum von Familien zur 
Selbstnutzung" sowie die Höhe und Modalitäten der För-
derung näher bestimmt.

Artikel 3 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 2. Januar 2024 in Kraft.

Erfurt, den 20. Dezember 2023 
Die Präsidentin des Landtags 

Birgit Pommer
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